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O4ganisalionss truklur der Aberstufenschule Ueltligen / Bericht und Antrag der Arbeilsgruppo Serte I

Einleitung

lm Zusammenhang mit geplanten Anpassungen des Organisationsreglements de$

Oberstufenverbandes Uettligen aufgrund der Teilrevision der Volksschulgesetzgebung

von 2008 (REVOS 08) ist dle Frage aufgeworfen worden, ob die bisherige VerbandslÖ-

sung allenfalls durch eine vertragliche Zusammenarbelt der Einwohnergemeinden

Kirchlindach und Wohlen abgelöst werden soll. Die Gemeinderäte Kirchlindach und

Wohlen haben deshalb mit dem Projektauftrag,,Überprüfung der Organisationsstruktur

der Oberstufenschule Uettligen" vom 23. und 30. November 2010 eine gemeinsame

Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Organisationsstruktur der Oberstufe Uettligen ein'

geselzt, mit dem Auftrag, das Vertragsmodell und die Reform des Verbandsmodells

näher zu prüfen und zu Handen der Gemoinderäte Entscheidgrundlagen im Hinblick

auf die ktinftige Organisation der Oberstufenschule in Uettligen zu unterbreiten. Das

Modell soll per 1. Augusl 20f 2 umgesetzt werden.

Dia Arbeitsgruppe hat sich an ihren Sitzungen vom 19, Januar, L März, 26. April' 17'

Mai und 16. Juni 2011 mit den verschiedenen aufgeworfenen Fragen befasst und

schllessllch den vorllegenden Betlcht und Antrag verabschiedel, Das Papier enthält

- eine kurze Darstellung der rechtlichen und tatsächlichan Ausgangslage (Zlfter 2\,

- Hinweise zum Regelungsbedarf aufgrund von REVOS 0B (Ziffer 3)'

- Hinweise zu den Zuständigkeiten im Zusammenhang mlt Anderungen betreffend

die Organisation der Oberstufenschule Uettligen (Ziffer 4),

- allgemeine überlegungen zu den Lösungon ,,Vorband" und ,,Vertrag" (Ziffer 5),

- nähere Ausftihrungen und Fragan zur Lösungsvariante ,,Verband" (Ziffer 6)'

- nähere Ausf{lhrungen und Fragen zur Lösungsvariante ,,Vertrag' (Zifter 7)'

- eine Beurteilung der Lösungsvarianten "Verband" und,,Vertrag" lm Vergleich (Zif'

fer B),

- Überlegungen zum weiteren Vorgehen {Zlffer 9},

- Anträge dar Arbeitsgrupps ,,OS Uettligen" (Ziffer 10).

Grundlage des vorliegenden Berichts und Antrags und der Diskussionen in der Arbeits-

gruppe ,,OS Uettligen" war ein axtern erarbsitetes Arbellspapier.

Die Haltung der Arbeitsgruppe,,Os Uettligen" zU einzelnen Punkten wird im

en jeweils, wie hier grafisch in einem grau hinterlegton Textfeld her'

, dargelegt.
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2 Ausgangslage

Die Einwohnergemeinden Kirchlindach und Wohlen bllden zusammen den Oberstufen-

verband Uettllgen (OSV Uettligon), einen Gemelndeverband im Sinne der Art. 130 ff,
des Gemeindegesetzes vom 16. März 1998 (GG; BSG 170.11). DerVerband ftihrt dia
Oberstufenschule Uettligen auf der Sekundarstufe l, Rechlsgrundlage und Organisati-
onsreglement des Verbandes im gemeinderechtlichen Sinn ist das Reglement dss
Oberstufenverbandes Uettligen Sekundarslufe ll (im Folgenden: OgR), das auf den 1.

August 1996 in Kraft getreten ist, Gernäss Art. 3 Abs, 2 OgR wird die Zusammenar-
beitsform zwischen Real- und Sekundarstufe durch ein besonderes Reglement gere-
gelt, das abenfalls in die Zuständigkeit der Verbandsgemelnden fä{lt. Dementspre-
chend haben dio Stimmberechtigten der beiden Gemeinden am 4, bzw. 5. Dezember
1995 das Reglement iiber die Zusammenarbeitsform an der Oberstufenschule Uettli-
gen beschlossen. Weitere Reglemente, z.B, ein Personalreglement, bestehen nicht,

Der Boden, auf dem dle gesamte Schulanlage Uettligen steht, befindet sich im Eigen-
tum der Einwohnergemeinde Wohlen, Für das Gebäude der Oberslufenschule am
Schillerweg 18 und die Turnhalle mil Hauswartwohnung und Garage am Schülenrueg
16 in Ueltligen haben der OSV Uetlligen und die Einwohnergemeinde Wohlen mit Ver-
trag vom 6, Oktober 1987 ein selbsländiges und dauerndes Baurecht gemäss Art. 675
und 779 ff. ZGB für die Dauer von 100 Jahren ab dem Zeitpunkt des Grundbuchein-
trags begründet. Diese beiden Gebäude befinden sich demnach im Eigentum des OSV
Uettligen.2 Der Brandversicherungswert wird in der Jahresrechnung 2009 des OSV auf
CHF 12'136'400.00 beziffert. Die Rechnung welst unter dem Verwaltungsvermögen
Sachgüter im Buchwert von insgesamt CHF 'l'944'674.40 aus.

Der OSV Uettligen beschäftigt einen Schulleiter, insgesaml22 Lehrpersonen sowie
zwei Personen fiir das Sekrelariat der Schulkommission und der Schulleitung mit el-
nem Beschäftigungsgrad von 15 bzw. 25 Prozent. Die Schulleltung und dia Lehrperso-
nen slnd nach den Vorgaben des Gesetze$ vom 20, Januar 1993 ilber die Anstellung
der Lehrkräfte (LAG; BSG 430.250) und der Vorordnung vom 28. März 2007 iiber die
Anstellung der Lehrkräfte (LAV; BSG 430.251.0), das Sekretariatspersonal ist durch
privatrechtlichen Arbeilsvertrag nach Art. 319 ff. OR angestellt, AIs Verbandskassierin
amtet eine Mitarbeiterin der Einwohnergemeinde Kirehlindach; dle Gemeinde stellt dem
OSV Uettligen für deren Tätigkeilen zugunslen des Verbandes Rechnung. Die Haus-
wartung erfolgt durch den Hauswart für die Schulanlage Uettligen, der duroh dio Ein-
wohnergemeinde Wohlen angestellt ist. Die Leistungen filr den OSV Uettligen und de-
ren Abgeltung haben der Verband und die Einwohnergemeinde Wohlen mit dem Ver-
trag vom 2./14. Oezember 1998 geregelt.

Der OSV Ueltligen bietet einen betreuten Mittagstisch an, welcher dezelt durch rund
90 Schülerinnen und Schüler in Anspruch genommen wird. Das Angebot wird durch die
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Das genaue Erlassdatum ist auf denr vorllegenden Exemplar nicht vermerkl.
ln der Raumdat€nbanl( d€r Einwohnorgomeinde Wohlen wird die Liegenschaft Schtllorweg 18 als im El-
genlum der Elnwohnergemeinds Wohlen bezeichnet, was unzutrelfend ssln dürfto, ab€revll. durch die
Elnräumung des Baurechts zu erklären lst.
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Einwohnergemeinde Kirchlindach bereitgestellt; die Abrechnung erfolgt ebenfalls über

diese Gemeinde,

Die Einwohnergerneinde Kirchtindach hat ihra Aufgaben im Bereich der Sekundarstufe

I der Volksschule unler Vorbehalt des unter Rz, 6 und 7 Ausgeführten (Zur-Verfügung-

Stellen der Verbandskassierin, Bereitstellung Angabot Mittagstisch) vollständig dem

OSV Uettligen übertragen. Die Bildungskommission ist dementsprechend {nur) filr die

Aufgaben in den Bereichen Kindorgarten, Primarstufe und Erwachsenenbildung zu-

ständig (Zitf . l des Anhangs zur Gemeindeordnung vom 12. Juni 2006).

Dio Einwohnergemeinde Wohlen filhrt in Hinterkappelen eine eigene Oberstufen-

schule. Sie hat das Volksschulwesen und die gemeindeeigene Organisation im Bereich

der Volksschule irn Anschluss an die Teilrevision des Volksschulgesetzes vom 19.

März 1992 (VSG; BSG 432,210) im Jahr 2008 (REVOS 0B) im Schulreslement der

Einwohnergemeinde Wohlen bei Bern vom 22. Juni 2009 (SR) neu geregelt.

3 Regelungsbedarf aufgrund von REVOS 08

r0 Bereits am 5. September 2001 beschloss der Grosse Rat den ,,lntegrationsartikel" (Art.

17 VSG). Am 29, Januar 2008 verabschiedele der Rat eine weitere Teilrevision des

VSG (REVOS 08), Gesttitzt auf diese Anderungen hat der Regierungsrat verschiedene
Ausfilhrungsverordnungen erlassen, nämlich die Verordnung vom 19. September 2A07

überdie besonderen Massnahmen im Kindergarten und in derVolksschule (BMV; BSG

432.271.1), die Volksschulverordnung vom 28, Mai 2008 (V$V;BSG 432.211.1)und
die Tagesschulverordnung vom 28. Mai 2008 (TSV; BSG 432,211.2). Der,,lntegrati-

onsartikel" und die BMV sind am 1. Januar 2008, die Teilrevislon des VSG im Rahmen

von REVOS 08, die VSV und dle TSV sind am 1. August 2008 in Kraft getreten.

r1 Kernpunkte von REVOS 08 sind die Einführung von Blockzeiten, die Tagesschulen als

schulergänzende Angebote bei ganligender Nachfrage, Anderungen in Bezug auf die
Schulorganisation und Schulaufsicht sowie die Subventionierung von Schülertrans-
porton und Privatschulen.3

12 Die meisten dieser Regelungen gelten unmittelbar aufgrund des kantonalen Rechts
und erfordern keine Anpassung der gemeindeeigenen Rechtsgrundlagen. Regelungs-
bedarf filr die Gemeinden ergibt sich vor allem in Bezug auf die Organlsatlon. Mit dem

neuen Art. 34 VSG wird die Organisalionsautonomie der Gemeinden erhebllch ver-

stärkt. Zu regeln sind aufgrund von REVOS 08 namentlich folgende Punkle:

- Bezeichnung der Schulen als Organisationseinheiten (Art.34 Abs. 1 VSG),

- Möglichkeit der Zuweisung von Zuständigkeiten der Schulkommission an die Schul-
leitung odor eine andere Stelle, wobei aber "die Trennung zwischen der Aufslcht

Vortrag des Regierungsrates an den Grossen Ret zum Volltsschulgesetz (VSG) vom 22. August 2007,
Beilago 32 zum Tagblatt des Grqssen Rates des Kantons Bern 2007, S. I f.
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durch politische Gemeindebehörden und der pädagogischen und betrieblichen Füh-
rung der Schulen durch die Schulleitungen" zu beachten ist (Art, 34 Abs. 3 VSG),

- Mitwirkung und lnformation der Lehrpersonen (Art.43 Abs. 2 VSG),

- weitere Organisation, insbesondere Teilnahrne der Schulleitung an Sitzungen der
Schulkommission sowie Mitwirkung und lnformation der Schulieitung und der Lehr-
personen (Art. 7 Abs, 1 und 2 VSV),

- gemeinsamer Untericht ftir Schülerlnnen und Schüler auf der Sekundarstufe I (Art.
46 Abs, 3 VSG),

- Modell und Konzept fiir besondere Massnahmen (Art.4 Abs.2 BMV),

- Einzelheiten zur Tagesschule, insbesondere iiber die kantonalen Vorgabon hinaus
gehende Angebote, Anstellung des Personals, Gebühren, evtl, Organisation iTa-
gesschulleitung),

Verschiedene dieser Punkte werden aus rechtlichen Gründen (Legalitätsprinzip4) in ei-
nem so genannten formellen Gesetz, d.h. in elnem Reglement der Stimmberechtigten
bzw. des Parlaments eines Gemelndeverbandes zu regeln sein. Andere Punkle kön-
nen auf Verordnungsstufe, d.h. durch Erlass des Gemeinderats oder der Verbands-
exekutive oder im Rahmen eines Funklionendiagramms geregelt werden, Nähere An-
gaben zum Regelungsbedarf aufgrund von REVOS 08 finden sich im Anhang zu die-
sem Bericht und Antrag.

4 Zuständigkeiten für Anderungen

4.1 Anderungen des Organisationsreglements

Die Organisation des OSV Uettllgen (2,8. Zuständigkeiten der Oberstufenkommission
und der Schulleitung) ist heute im Organisalionsreglement des Oberstufenverbandes
geregelt. Dasselbe gilt für finanzielle Belange ( ,t.72 ff, OgR), insbssondere ftlr die
Kostsnverteilung (Art. 75 ogRi. soweit sich Anderungen aufdrängen, die heute im
ogR geregelt sind, sind dafür die verbandsgemelnden zuständig (Art. s ogR).5 Einar
Anderung mtissen beide Gemelnden zustimmen (Art. I OgR).

Die Verbandsgemeinden beschliessen über Reglementsänderungen in ihrer Eigen-
schaft als Verbandsorganu und damit auf Antrag der Detegiertenversammlung (Art.
7 Abs. 1 OgR), Die Oberstufenkommission teilt den Gameinden die durch die DV be-
schlossanen Anträge schrifllich mit (Art.7 Abs.2 OgR).

Vgl. Art, 5 Abs. 'l der Bundesverlassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV;
SR 101): ,Grundlage und Schranke staallichen Handslns lst das Rechl.'
Die Vorbandsgemeinden boschllsssen g6mä$s 1. $piegelslrich das Organlsatlonsreglamont, Damit fallen
auch Andcrungen des Reglontonls ln die Zusländigkoit der Vorbandsgonolndon (Grundsatz der Paralleli-
tät der Form).
Vgl. Art. 4, I . Spiegelstrich OgR: ,Dlo Organo des Verbandes sind: - die Verbandsgemeinden [.. , ]".
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18 Welches Gemeindeorgan innerhalb der Gemeinden Kirchlindach und Wohlen einer

Anderung zustimmen muss, richtet sich nach den gemeindegesetzlichen Vorgaben und

allfälligen besonderen gemeindeeigenen Regelungen, Zuständig zum Erlass von Reg-

lementen sind in Gemeinden ohne Parlarnent grundsätzlich die Stimmberechligten (Art.

52 Abs. 2 GG). Diese entscheiden - mit der Zustimmung zurn Organisationsreglement

- dementsprechend auch über dia Bildung eines Gemeindeverbandes oder über den

Beitritt zu einom solchen, soweit das Organisationsreglement der Gemeinde nichts an-

deres vorsieht (Art, 132 Abs. 2 GG). Solche abweichenden Bestimmungen kennen die

beteiligten Gemeinden nicht. Die Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde Kirchlin-

dach vom 12, Juni 2006 (GO Kirchlindach) weist die Zuständigkeit zum Beschluss iiber
die Gründung eines Gemeindeverbandes sowie den Beitritt und Austritt der Gemeinde

ausdrilcklich den Stirnmberechtigten zu (Art. 37 Abs. 1 Bst, i GO Kirchlindach; der Ge-

meinderat beschliesst in Bezug auf Gemeindeverbände lediglich über die Ausübung

des Stimmreehts und allfällige Weisungen an die Delegierten der Gemeinde; vgl. Art,

49). Die Gemeindeverfassung der Einwohnergomeinde Wohlen vorn 29. Oktober 1996

{GV Wohlen) weist dem Gemeinderat Gesetzgebungszuständigkeiten nur im Rahmen

von Art. 28 (wo Reglemente von Gemeindeverbänden nicht aufgeführt sind) zu. Anda-

rungen des Oberstufenreglements sind somit in beiden Gemeinden den Stlmmberech-
tlgten zu unterbreiten.

Besonderes gilt dann, wonn ein kommunales Reglement zwlngend an 0bergoordnetes

Recht angepasst werden muss und der Gemeinde dabei keln (l) Regelungsspiel-
raum offen sleht. ln diesem Fall kann der Gemeinderat die Anderung selbst be-

schliessen (Art. 52 Abs. 3 GG), Diese Bestimmung gilt sinngemäss auch fiir Gemein-

deverbände, womit zwingende Anpassungen im envähnten Sinn durch die Oberstu.
fenkommission (nicht etwa: die Gemelnderäte der Verbandsgemeinden) beschlossen
werden könnten.

17
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4.2 Reglement tlber dle Form der Zusammenarbelt

18 Aueh das gestritzt auf Arl, 3 Abs. 2 OgR erlassene Reglement vom 4./5. Dezember

1995 über die Zusammenarbeitsform an der Oberstufenschule Uettligen (d,h. über den

Unterricht von Schülerinnen und Schtilorn in Real- und Sekundarklassen im Sinn von

Art.46 VSG) wird durch die Verbandsgemelnden beschlossen und geändert (Art. 5

OgR, 2, Spiegelstrich). Es gilt sinngemäss das unter Tifter 4.1 zum Organisationsreg-
lement Ausgeführte.

4.3 Anderungen weiterer Reglemente des OSV

{e Allfällige woitere Reglemente des OSV Ueltligen wie boispielsweise ein Personalregle-
menl werden abschliessend durch dle Delegiertenversammlung beschlossen (Art, 16

Bst. b OgR, 5. Spiegelstrich).
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4,4 AuflösungdesOberstufenverbandos

zo Der Beschluss über eine allfällige Auflösung des Oberstufenverbandes fällt, soweit sie
durch den Verband selbst beschlossen wird, in die Zuständigkeit der Verbandsge-
melnden (Art. 5, letzter Spiegelstrich OgR), Die Auflösung bedarf, wie eine Anderung
des Organisationsreglements, gru ndsätzlich e ines Antrags der Delegie rtenversamm-
lung (Art. 7 Abs. 1 OgR) und der Zuslimmung belder Gemeinden (Art. 9, vgl, auch Art.
B0 Abs. 2 Bst, a OgR). Die Liquidation obliegt der Oberstufenkommission {Art. B0 Abs.
3 ogR).

21 Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass auch Jede Gemelnde alleln
die Auflösung des Oberstufenverbandes durch Austritt einseillg erzwlngen kann.
Mit einem Auskitt wird der OSV Uettligen gewissermassen ,,von Gesetzes wegen" auf-
gelöst (Art" 80 Abs. 2 Bst. b OgR).r Allerdings gelten fOr einen Austritt verhällnismässig
lange Frlsten: Der Austritt ist frlihestens auf den 31. Dezember 2A2A und unter Wah-
rung einer Ktindigungsfrist von sechs Jahren möglich (Art. 80 Abs. 1 OgR).

zz Gemeindeintern zuständig zum Beschluss über einen Austritt sind in beiden Gemein-
den die Stimmberochtlgten. Fiir Kirchlindach ergibl sich dies ausdrrJcklich aus Art. 37
Abs. 1 Bst. i GO Klrchlindach. FLlr Wohlen ergibt sich die Zuständigkoit aus Art. 132
Abs. 1 GG und dem Grundsalz der Parallelität der Form.

5 Allgemeine Überlegungen zu den Lösungen ,,Verband,. und,,Vertrag,,

5.1 Grund.Modelle der interkommunalen Zusammenarbeit

23 Aufgaban werden, rechtlich betrachtet, immer durch eine ,,Psrson" wahrgenommen,
der jeweils Rechte und Verpflichtungen zugerechnet werden können. Aus rechtlicher
Sicht tnteressiert deshalb, wer, d.h, welche nattirliche oder juristische Porson Rechts.
träger der Aufgabenerfüllung ist. Ftjr die interkommunale Zusammenarbeit bestehen
grundsätzlich drei Möglichkeiten; Eine Aufgabe kann erfüllt werden

- durcheineGemeindeallein(Grund-Modell,,sitzgemeinde"),

- durch zwei oder mehr Gemeinden gemelnsam (Grund-Modell,,einfache Gesell-
schaft") oder

- durch eine anderweitige, von den Gemeinden zu untersoheidende besondere ju-
ristische Person (Grund-Modell,juristische Person").

?4 Nach dem Grund-Modell ,,Sltzgemelnde" erfrlllt elne Gemeinde (Sitzgemeinde)eine
Aufgabe nicht nur filr sieh selbst, sondern aufgrund eines Verlrags (so gonannter An-
schlussvertrag) auch fiir weitere Gemeinden. Die rechtliche Stellung der,,aktivan" $itz-
gemainde (in der Gtafik rot) unterschoidet sich grundlegend von derjenigen der ,,passi-

t
3,c
8ä

Dleso Rogelung ontsprlcht dem Umstand, dass ein Gemeindeverband per detinitionem aus zwei oder
mohr 9emeinden bssloht (Art, 130 GG). Tritt eine von zwoi Verbandsgemeinden aus, ist diese Vorausset-
zung nicht mehr erfüllt.
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durch Vertretung in den Organen dieser Person, an der Willensbildung beteiligt, Das

Grund-Modell ,Juristische Person" lässt sich grafisch wie folgt darstellen:

Gemelnde A Gemelnde B Gemelnde C

Betelllgung
Beteiligung Eeteiligung

^d
5.2 Mögliche Lösungen für die Oberstufenschule Uettligen

27 Die heutige Zusammenarbelt der Einwohnergemeinden Kirchlindach und Wohlen irn
Rahmen des OSV Uettligen entspricht dem Grund-Modell ,,furistische Person", Bs-

auftragte Organisation ist der Obetstufenverband Uettligen, ein Gemeindeverband

nach Art, 130 ff, GG. Die Einwohnergemeinden Kirchlindach und Wohlen sind, als sol-

che, an der Aufgabenerf(illung nicht beteiligt, Soweit sie Entscheide, z.B, ilber Ande-

rungen des Organisalionsreglements des OSV Uettligen, beschliessen, lun sie dies in

lhrer Eigenschaft als Verbandsorgan. Gemäss Projektauftrag ist unter anderem eine

,,Reform des Verbandsmodells" zu prtlfen. ln diesem Zusammenhang interassiert, wel-
che sinnvollen Anderungen im Rahmen des Grund-Modells ,juristische Person" mög-

lich sind.

2s Als Alternative zur bestehenden Verbandslösung soll gemäss Projektauflrag ein Ver-
tragsmodell veftieft gepnlft werden. Vertragslösungen sind sowohl das Grund-Modell

,,Sltzgemelnde" als auch das Grund-Modell ,,einfache Gesellschaft". Das Grund-

Modell ,,einfache Gesellschatt" weist, formal und aus staatsrechtlicher Optik betrachtet,

erhebliche Vorteile auf (gleichberechligte Stellung der Gemeinden, Wahrung der ge-

meindeinternen Zuständigkeiten), Es stellt somit in gewissem Sinn das elgantliche ,,Pa-

radebeispiel" interkommunaler Zusammenarbeit dar, führt aber zu Schwerfälligkeit (Er-

fordernis der Einstimmigkeit) und komplizierten Strukturen und Rechtsverhältnissen
(2.8. Anstellung von Personaldurch zwei Gemeinden gleichzeitig). Das Grund-Modell

,,einfache Gesellschaft ist deshalb ftjr die kontinuierliche Erfüllung von Gemeindeauf-
gaben kaum praxistauglich und kommt in der Praxis tatsächlich auch kaum vor.t Die-

ses Modell ist deshalb nicht weiter zu verfolgen.

ln der Form der,,einfachen Gesellschaft arbelten Gemeinden etwa im Zusammenhang mil gemeinsamer,
koordlnierter Geselzgebung zusammen. Diese Zusammonarbeit betrifft lndes nioht die Erftillung elgentli-
cher Gemeindeaufgaben, sondern dia Wahrnehmung staatlicher Funktlonsn; vgl. Uelt Fnteoentcn, Ge-
melnderechl, ln: Markus Müller/Reto Foller (Hrsg.), Bernlsches Vorwaltungsrecht, Bern 2008, S. 133 N ...
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ven" angeschlossenen Gemeinden (ln der Grafik blau). Dle Sitzgemeinde verfügt über
die enlsprechende lnfrastruktur und das benötigte Personal und nimmt somit direkl
Einfluss auf die Aufgabenerfüllung. Sie verfügt über entsprechende ,,Gewinnchancen",
trägt aber auch unternehmerische Risiken, Das Grund-Modell ,,sitzgemeinde" lässt sich
grafisch wie folgt darslellen:

Anschlustgemelnde A Sitsgemelnde Anschlussgemeinde B

Anschlussvertrag Anechlussverlrag

lü

26

26

Nach dem Grund-Modell ,,einfache Gesellschaft" vereinbaren zwel oder mehr Ge.
meinden auf vertraglicher Grundlage, eine bestimmte Aufgabe gemeinsam zu erfr1llen.
Alle Gemeinden verfiigen {iber eine identische Stellung. Alle sind ,,aktiv" (in der Grafik
rot) und nehmen direkt Einfluss auf die Aufgabenerfüllung. Sie entscheiden gemeinsam
i.iber die Art und Weise, wie dies geschehen soll, wählen gegebenenfalls gemeinsame
Organe, stellen Personalgemeinsam an und haben allfällige Vermögenswerte im ge-
meinschaftlichen Eigentum (Miteigentum, Gesamteigentum), Dieses Grund-Modellist
das öffentlichrechtliche Pendant zur privatrechtlichen einfachen Gesellschaft nach Art,
530 ff. OR. Es lässt slch grafisch wie folgt darstellen:

Gemelnde A Gemeinde B Gemelnde G

Gesellschaftsverlrag Geeellschaflsverlrag

^xfrü,

^ümt

Der Zusammenschluss der Gemeinden nach dem Grund.ModEll ,,Jurlsfische per-
son" schaffl eln neues RechtssubJekt mit eigenem Willen, eigenen Rechten und ei-
genen Pflichten, Die Gemeinden selbst sind, bezogen auf die in Frage stehende Auf-
gabe, ,,passfu" (in der Grafik blau). ,,Aktiv" (in der Grafik rot) ist dle mit der Aufgabe di-
rekt befasst juristische Person. Die beteiligten Gemeinden sind nur noch mlttelbar, evll
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29 Gegen das Grund-Modell ,,sltzgemeinde" kann eingewendot werden, es führe zu

elnet ausgesprochen ungleichen rschtlichen Stellung der beteiligten Gemektdert (,,äk-

tive" Sitzgemsinde, 'passive" 
Anschlussgemetnde). Diese formale Ungleichheit kann

allerdings durch geeignete organisatorische und andere rechtliche Vorkehren (Milwir-

kungsrechte der angeschlossenen) Gemeinden weit gehend gemitdert bzw. behoban

werden (vgl. hinten Ziffer 7j.

Wird das Grund-Modell,,sitzgemeinde" gewählt, kann an sich sowohl die Einwohner-

gemeinde Kirchlindach als auch die Einwohnergemeinde Wohlen die Funktion der

Sitzgemeinde übernehmen. Aufgrund der bisher geführten Diskussionen diirfte indes

nur eine Lösung mit der Einwohnergemelnde Wohlen als $itzgemeinde arnsthaft in

Belracht fallen, Fllr diese Lösung sprechen namentlich folgende Gründe;

- Das Schulhaus und die Turnhalle be{inden sich auf dem Gemeindegebiet der

Einwohnergemeinde Wohlen,

- Dle Gebäude slehen auf einem im Eigentum der Einwohnergemeinde Wohlen

befindlichen Grundst{lck. Sie werden aufgrund des Heimfalls nach Ablauf der

Dauer des Baurechls gemäss Eaurechtsvertrag (wleder) ln das Elgentum der

Einwohnergemeinde Wohlen fallen.

- Die Einwohnergemeinde Wohlen f{.ihrt bereits eine Oberslufonschule, die Ein-

wohnergemeinde Kirchlindach dagegen nicht.

30

die kiinftige Organisation der Oberstufsnschule Uettligen sind eine Lösung

Rahmen des OSV Uellllgen (Grund-Modell;juristische Person") und elne ver-

Lösung nach dem Grund-Modsll ,Sitzgemeinde" mit der Einwohnerge-

Wohlen als Sitzgemeinde näher zu prtlfen. Eine Organisation nach dem

Grund-Modell,,einfache Gesellschaft" fällt, da zu schwerfällig und slrukturell zu

kompliziert, ausser Betracht,

5.3 Grundsätzliche Unterschiede zwischen den Modallen,,Verband" und ,,Vertrag"

31 Sowohl die houtige Verbandslösung {im Folgenden als Modell ,,Verband" bezeichnet)

als auch eine Vertragslösung nach dem Grund-Modell ,,Sitzgemeinde" (im Folgenden

als Modell ,Vertrag" bezeichnet) weisen Eigenheiten auf, die mit dem Modell selbst un-

abdingbar verbunden sind. Prinzipielle Unterschiede in diesem Sinn bestehen nament-
lich in folgenden Punkten:

1. Anzahl der beteiligten Organisationen: Nach dem Modoll ,,Vertrag" sind die be-

teiligten Gemeinden die einzigen Akteure. Nach dem Modell,,Verband" kornmt

der Oberstufenverband als dritte selbständigo juristische Person dazu.

2. Rechtliche Zurechnung von Rechten und Pflichten: Rechte und Pflichten in

unmittelbarem Zusammenhang mit der Oberstufenschule Uettligen werden nach

It
lo
tre
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dem Modell ,,Verband" dem OSV Uettligen, nach dem Modell ,,Vertrag" der Ein-

wohnergemeinde Wohlen zugerechnet, Eigenttimer der Liegenschaft, Arbeitge-
ber der Lehrpersonen und des übrlgen Personals und allfälliges Haftungssubjekt
ist im ersten Fall der OSV Uettligen, im zwellon Fall die Einwohnergemeinde
Wohlen,

3. Verantwortung für die Rechtsgrundlagen: Nach dem Modell ,,Verband" schafft
der OSV Uettligen nach erfolgter Gründung dureh die Gemeindon (Arl. 132 Abs.
1 GG) die erforderlichen Rechtsgrundlagen für die Oberstufenschule Uettligen
selbst. Soweit die Gemeinden z,B, Reglementsänderungen zu beschliessen ha-
ben, tun sie dies in ihrer Eigenschaft als Verbandsorgan. Nach dem Modell ,,Ver-
trag" schafft die Einwohnergemeinde Wohlen die Rechtsgrundlagen für die Schu-
le, Soweit diese auf Roglementstufe zu erlassen sind, entscheiden die Stimmbe-
rechtigten (Art, 17 Abs. 1 GV Wohlen).

4. Flnanzhaushalt: Nach dem Modell ,,Verband" fiihrt der OSV Uettligen unabhän-
gig vom Finanzhaushalt der beteiligten Gemeinden eine eigene Rechnung für die
Schule, Die zuständigen Organe bowilligen die erforderlichen Mittel. Nach dem
Modell ,,Vertrag" ist die Rechnung der Oberslufenschule Ueltliger\ Teil der Ge-
meinderechnung von Wohlen. Die zuständigen Organe der Gemeinde beschlies-
sen dia erforderllchen Voranschlags-, Verpflichtungs- und Nachkredite. Über den
Voranschlag der Laufenden Rechnung und über einmalige Ausgaben von über
200'000 Franken antscheiden die Stimmberechtigten (Art. 17 Abs. 1 GV Woh-
len).

Zusammengefasst: Ein prinzipieller formaler Unterschied besteht darin, dass nach dem
Modell ,Verband" der,,neutrale' OSV Uettllgen Träger von Rechten und Pflichten lst
und,,souverän" entscheldet, während nach dem Modell ,,Verlrag" die Rechte, Pflichten
und Zuständigkeiten formal ,,einseilig" der Einwohnergemeinde Wohlen als der Sitzge-
rneinde zustehen.

t.
r1

32

5.4 Auswirkungen auf die Organlsation

3s Das Modell ,,Verband" ist in organisatorischer Hinsicht aufwändiger (zusätzlich juristi-

sche Person), aber auch ,,neutraler", weil die beiden beteiligten Gemeinden, formal be-
trachtst, über dieselbe rechtliche Stellung verfügen. Demgegenüber Ist das Modell

,,Vertrag'' seiner Grundstruktur nach in dem Sinn ,,einseitig", als alle Rechte, Pftichten
und Zuständigkeiten einer der beteiligten Gemeinden, nämlich der Sitzgemeinde, zu-
stehen.

s4 Diese formale ,,Einseitigkeit" des Modells ,,Vertrag" muss sich allerdings in der Schulor-
ganisation nicht zwingend niedorschlagen. Zu unterscheiden ist zwischen den allge-
meinen,,,politischen" Organen und den,,eigentlichen Schulorganen":

- Ungleichheiten werden da beslehen blelben, wo nach llbergeordnetem Recht
oder nach der gemeindeelgenen Zuständigkeitsordnung der Sitzgemeinde die
$timmberechtlgten oder der Gemeinderat zu entscheiden haben (2.8, Regle-
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mente, Verordnungen lsoweit der Gemoinderat zuständig istel, Voranschlag,

einmalige Ausgabon ab einer bestimmten Höhe). ln diesen Fällen entscheidet

das betreffende Organ der Einwohnergemeinde Wohlen grundsälzlich autonom.

lmmerhin können der Einwohnergemeinde Kirchlindach in solchen Fällen durch

Vertrag bestimmte Mitwirkungsrechte eingeräumt werden, die vom Recht auf An-

hörung und Diskussion bis hin zu Vetorechlen reichen können.

- Die Schulkommission als slrategisches Schulorgan ist zwar formal ein Organ

der Sitzgemeinde, kann aber auch Vertreterinnen und Verireter der angeschlos-

senen Gemeinde(n) umfassen. Wählbar in Kommissionen mit Entschoidbefugnis

sind nach Art. 35 Abs. 1 Bst. b GG die in eidgenössischen Angelegenheiten

Stimmberechtigten, d,h, insbesondera auch die Stimmberechtigten einer ange-

schlossenon Gemeinde, sofern das gemeindoeigene Rocht dle Wählbarkeit nicht

einschränkendor regelt (vgl. Art. 35 Abs. 2 GG). Die Einwohnergemeinde Wohlen

hat dies nicht getan, sondern venryeist ausdrücklich auf die Bestimmungen des

Gemeindegesetzes (Art, 6 GV Wohlen). Die Schulkommission könnte somit nach

dem Modell ,,Vertrng" gloich zr.roammoqgonctzt soin wic dlo hcrdigo Ohnr$ttlfon-

kommlssion, sofern die öberstufe Uettligen als eigenständige Schulorganisation

beibehalten werden soll.

- Stellt die Schulkommission die Schulleitung (und evtt. auch die Lehrpersonen)

an, erfolgt dies nach dem Ausgefirhrten ebenfalls unabhängig vom gewählten

Grund-Modell.

Zusammengefasst: Dle formale Einseitigkell des Modells ,,Veilrag" hat aber nicht ohns

Weiteres auch eine entsprechand einseitlge Organlsation zur Folge. Es isl zu unter-

scheiden: Wo die Stlmmberechtlgten oder der Gemelnderat zu entscheiden haben,

entscheidet die Einwohnergameinde Wohlen als Silzgemeinde grundsätzlich autonom
Der Einwohnergemeinde Kirchlindach können allerdings durch Vertrag bestimmte
Mitwirkungsrechte bis hin zu Vetorechten eingeräumt werden. Demgegenüber

werden die Zusammenselzung der Schulkommission und die Organisatlon ,,unter-
halb" der Schulkommlsslon durch die Wahldes Modells ,,Verband" odar,,Vertrag"

nlcht zwingend präjudiziert.

5.5 Auswirkungen auf die Finanzen

s6 ln Bozug auf die Finanzen unterschoidon sich die Modelle ,,Verband" und ,,Vertrag" wie

erwähnt durch die finanzrechtlichen Zuständlgkeiten, die nach dem Modell ,,Vertrag"

zu einer formalen Ungleichheit führen. Die Verantwortung filr die Finanzen und den
Finanzhaushalt obliegt nach dem Modell,,Verband" dem OSV Uettligen, nach dem

Modell,,Vertrag" der Einwoh nergemeinde Wohlen.

sr Demgegentlber lst die Kostenvertellung, d.h. dle Frage, ln welchem Ausmass sich dle

beiden Gemeinden an den Aufwendungen für die Oberstufenschule Uettligen beteili-

gen rnüssen, nicht vom gewählten Modell abhänglg. Sowohl im Rahmen einer Ver-

Aus rechtlicher Sicht könnte auch eine Kommission, z.B. die $chulkommission, zum Erlass von Vorord^
nungen ermächligt werden.

I

l.r,
8i

0
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bandslösung als auch nach dem Modell der Sitzgemeindo ist die Verteilung der Auf-
wendungen auf die Gemeinden zu regeln, was in beiden Fällen de facto nur €inver-
nehmlich möglich ist. Rechtlich verbindliche Vorgaben dazu bestehen weder ftlr den

einen noch den andern Fall.

6 Mögliche Reformen im Rahmen des Modells,,Verband"

Allgemelnes

Die Arbeltsgruppe REVOS des Oberstufenverbandes hat verschiedene Anderungen
des Verbandsreglements vorgeschlagen, Diskutiert werden können organisatorische
und andenrveitige Reformen namentlich in folgenden Punkten:

- ZuständigkeitonderVerbandsgemeinden,

- Delegiertenversammlung(Verbandsparlament),

- Funktion,ZuständigkeitenundZusammensetzungderOberstufenkommission,

- ZuständlgkeitenderSchulleitung,

- Finanzen,insbesondereKostenverteilung.

Zuständigkeiten der Verbandsgemelnden

Nach heutiger Regelung beschliessen die Verbandsgemeinden nach Art. 5 OgR

- dasVerbandsreglement(Organisationsreglement)

- das Reglement über die Zusammenarbeitsform,

- Anderung der Verbandsaufgaben,

- Geschäfte, wenn ein Reforendum eustandegekommen lst,

- Finanzgeschäfte, welche die Zuständigkeit der Delegiertenversammlung iiber-
steigen, namentlich neue einmalige Ausgaben übsr 40 000 Franken und wieder-
kohrende Ausgaben {iber 10 000 Franken,

- die Entschädigung der Delegierten,

- die Aufnahme neuer Verbandsgemeinden und

- die Auflösung des Verbands.

Das Gemeindegesetz enthält keine Vorschriftan über zwingende Zuständigkeiten der
Verbandsgemeinden. Dennoch ist davon auszugehen, dass gewisse Entscheide von
grundlegender Bedeutung wie insbesondere eine Zweckänderung {Erweiterung der
Verbandsaufgaben) und grundlegende Anderungen der Kostenvertellung zwingend

6.2

30

40
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der Zustimmung aller Verbandsgemelnden bedLlrfan,l0 Demgegenüber kÖnnten die

übrigen Zuständigkeiten, auch Anderungen des Organisationsreglements, die nicht von

grundtegender Bedeutung sind, einem andern Organ, namentlich der Deloglertenver'

sammlung zugewiesen werden.

Für umfassende Zuständigkeiten der Vorbandsgemeinden spricht grundsätzlich das

Argument der ,,Gemeindenähe" des Verbands, Weit gehende Zusländigkeiten der

Gemeinden führen aber in der Tendonz zu Schwerfälligkeit und im vorliegenden Fall

- wo jeweils beide Gemeinden zustimmen müssen (Art. 9 OgR) - aueh dazu, dass sich

auch eine Verbandslösung dem vorne unter Ziffer 5.1 skizzierten Grundmodell,,einfa'

che Gesellschaft" annäherl.

Die Arbeitsgruppe befürwortet grundsätzlich eine möglichst schlanke, aber auch

möglichst,,gemeindenahe" Organisation des OSV Uettligen. ln diesem Sinn wlrd

prüfen sein, ob tatsäclrllch alle uben aufgefülrrten Zustäncligkeiten bei den

en bloiben sollen oder ob allenfalls andere Regelungen die

Gemeindenähe gewährleisten können (vgl. auch folgende Ziffar 6.3).

6.3 Delegiertenversammlung (Verbandsparlantetrt)

42 Grundsätzlich bestimmen die Gemeinden, wie sie ihre Stimrnkraft im Verbandsparla-

ment ausitben (Art. 133 Abs. 2 GG), Der OSV Uettligen selbst kann - anders als frilher

- somit nicht die personelle Zusammenselzung der DV, sondern lediglich die Slimm-

kraft der beteiligten Gemeinden festlegen, Die Verbandsgemeinden können z.B. so vie-

le Delegierte entsenden, wie sie Stimmen in der DV haben, oder aber eine Person ab-

ordnen, dia alle Stimmen der Gemeindo vertritt. Sie können ihren Delegierten Weisun-
gen, insbesondere zum Stimmverhalten, erteilen (Art. 133 Abs. 3 GG) und somit auf

die Entscheidfindung in der Delegiertenversammlung erheblichen Einfluss austtben,

43 Mit diesen Einflussmöglichkelten der Gemeinden sind die Voraussetzungen für die ge-

wünschte ,,Gemeindenähe' der Delegiertenversammlung und damit auch des OSV,

formal betrachtet, an sich gegeben, ln der Praxis besteht aber teilweise das Problem,

dass Gemeindedelegierte nicht in ständigem Kontakt zu den Organen der eigenen

Gemeinda, insbesondere zum Gemeinderat, stehen, was den lnformationsfluss und die

gemeindeinterne Meinungsbildung im Hlnblick auf dle allfällige Erteilung von Weisun-
gen erschweren kann.

44 Diesem Problem sind einzelne Schulverbände, darunter der Schulverband Hilterfingen,

mit folgender Lösung begegnet: Die an sich der Delegiertenversammlung obliegenden

Geschäfte werden durch die Verbandsexekutive (dies wäre hier die Oberstufenkom-

t

t,
8ät

10 Nähsros dazu bei UEL| FRTEDERTCH, Kommontar zum Gemeindegoselz des Kantons Bern, Bern 1999, Art.
134 N 5 ff.
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mission) den Gemeinderäten der Verbandsgemeinden unterbreltet. Stimmen die Ge-

melnderäte zu, ist das Geschäft beschlossen. Stimmen nicht innerhalb einer bestimm-
ton Frist (2.8. eln Monat) beide Räte zu, findet eine Delegiertenversammlung statt, die
aus den Mitgliedern der Gemeinderäle der Verbandsgemeinden besteht.

Mit einer Lösung in diesem Sinn werden die gewünschte ,,Gemeindenähe" des Verban-
des und insbesondere der Kontakt zu den Gemeinderäten gewährleistet. Die Gemein-
deräte antscheiden unmittslbar mlt, sind aber anderseits auoh immer wieder mit Fra-
gen des OSV Uettligen befasst, Bosondere Zusammenkünfte in Form der Delegierten-
versammlung mtissen nur dann organisiert werden, wenn nicht beide Gemeinderäte
(als Kollegium, d.h. mit Mehrheitsbeschluss) ein Geschäft befürworten. Ftir diesen Fall
wird selbstverständlich eine adäquate Regelung für die Stimmkraft der beiden Ge-
meinden gefunden werden müssen, die im Einzelnen noch zu diskutieren wäre (heute

verfügen beide Gemeinden nach Art. 11 Abs.2 OgR überJe 7 Stirnrnen in der DV, wo-
bei dem Präsidium im Fall der Stimmengleichheit nach Art. 12 Abs, 3 der Gemeinde-
verordnung vom 16. Dezember 1998 [GVl BSG 170.111] der Stichentscheld zukäme).

Wie unter R2.42 erwähnl, ist es an sich Sache der Gemeinden zu bestimmen, wie sie
ihre Stimmkraft irn Verbandsparlament ausüben. Eine zwingende Regelung in dem
Sinn, dass in der Delegierlenversammlung immer alle Mitglieder der Gemeinderäte
vertreten sind, erscheint deshalb nicht unheikel; hingegen erscheint diese Lösung lm
Sinn einer Absichtserklärung möglich (sie hätte damit den Stellenweil von so genann-
tem,,dispositivem Ersatzrecht", von welchem die Gemeinden im konkreten Fallspäter
auch wieder einmal abweichen könnten).

{6

t,
8E

lnstl

Das sklzzierte Modetl mit einem verstärkten Einbezug der Gemelnderäte ist wei-
. Besondere Aufmerksamkeit wlrd der adäquaten Regelung der

der beiden Gemeinden zu widmen sein.

6.4 Oberstufenkommlsslon

6,4.1 F u n ktl o ne n : Verh a nd s exe k u tlve u n d S c h u I ko m mlssion

4z Heute ist die Oberstufenkommisslon des OSV Uetlligen sowohl Verbandsexekulive im
Sinn von Art. 133 Abs. GG als auch Schulkommission im Sinn des VSG (Art.4 und 20
ff. OgR), Theoretisch denkbar wäre, diese Funktlonen aufzuleilan und eine ,,reine" Ver-
bandsexekutive mit vorwiegend adminislrativen Aufgaben einerseits und ein basonde-
res slrategisches Schulorgan anderseits einzusetzen. Die Verbandsexekutive müsste,
wle dor Gemeinderat einer Gemeinde (Art, 26 Abs, 2 GG), aus mindestens drei Perso-
nen bestehen. Die politisch-strategische Ftihrung der Schule muss heute nichl mehr
zwingend durch eine Schulkommission erfolgen (Art, 34 Abs. 3 VSG), sondern könnte
lheoretisoh auch einer einzelnen Person obliegen.
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{8 ln dor Praxls hat sich die (in der Praxis äbtiche),,Doppelfunktion" der Oberstufenkom-

mission nicht als hinderlich erwiesen, Problematische lnterassenkonfl ikte bestehen

nicht. Es erscheint richtig und angemesssn, dass die Oberstufonkommisslon die slra'

tegische Ftlhrung der Schule gegenüber der Delegiertenversammlung direkt vertritt.

Eine Aufteilung der houtigen Funktionon der Oberstufenkommission auf zwel verschie-

dene Organe bedeutete einen nicht unerheblichen zusätzlichen ,,Organlsationsauf-

wand". Filr dia heutige Lösung spricht auch, dass beide Verbandsgemeinden nach wie

vor Schulkommissionen als strategische Schulorgane kennen. Eine Kommissionslö-

sung entspricht somit auch der,,politischen Kultur" diessr Gemeinden,

Die "Doppelfunktion" 
der Oberstufenkommission als Verbandsexekutive und

slratogisches Schulorgan hat sich bewährt urrd ist beizubehalten,

6,4.2 Zuständlgkeitan

4s Die Oberstufenkommlssion nlmmt heute - jedenfalls de Jure - die Zuständigkeiten ge-

mäss Art. 24-27 AgR wahr (in der Praxls erfolgt z.B. die Anstellung von Lehrpersonen

derzeit offenbar durch die Schulleitung, was aber der geltenden reglemeniarischen Be-

stirnrn ung wiclerspricht), Die Volksschulgeselzgebung übertässt den Gemeinden und

Schulverbänden in Bezug auf die Zuständigkeiten der Schulkommission weit gehende

Freiheit, verlangt aber auf jeden Fall eine ,,Trennung zwischen der Aufsicht durch politi-

sche Gameindebehörden und der pädagogischen und betrieblichen Ftihrung der Schu-

len durch die SchulteitLlngen" (Art. 34 Abs. 3 VSG).

Die Zuständigkeiten der Oberstufenkommission sollen grundsätzlich beibe-

halten werdsn, allerdings unler Ber[icksichtigung des Umstands, dass die

Kommission nach der kantonalen Volksschulgesetzgebung grundsätzlich nur

noch strategische Aufgaben wahrnimmt. lnsbesondere soll die Anstellung der

rsonen durch die Schulleitung und nicht mehr durch die Schulkommis-

erfolgen.

6.4.3 Grösse und personelle Zusammensetzung

60 Heute besteht die Oberstufenkommission aus neun Mitgliedern (Art. 20 Abs. 1 OgR),

die auf Vorschlag der Verbandsgerneinden durch die DV gewählt werden (Art. 17 Bst.

d OgR). Der Verbandsgemeinde mit der höheren Sch{llerzahl stehen ftlnf, der andern

Verbandsgemeinde stehen vier Sitze zu (Art. 20 Abs. 2 OgR),

t
1e
Bi
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51 Betriobswirtschaftliche Überlegungen sprechen grundsätzlich fi.lr eine möglichst
schlanke Organisation und damit tendenziell eher für eine kleine Kommission oder gar
für eine Einzelperson. Demgegenilber erscheint aus politischer Sicht eine breite politl-

sche Abslirtzung von Entscheiden des ,,strategischen Schulorgans" eruünscht, was

tendenziell für eine nicht allzu kleine Kommisslon spricht. Letztllch geht es - wie in an-
dern Politikberelchen auch - um eine Abwägung im Spannungsfeld zwischen demo-
kratischer Abstiltzung (Legitimation) und Handlungsfähigkeit (Effektivität und Effizienz)
Was in dieser Hinsicht,,richtig" ist, entscheidet die Politik,

@pp,e-:
Die Arbeitsgruppe vertritt einstimmig die Auffassung, dass die Sohulkommis-

in Zukunft aus sleben Mitgliedern bestehen soll,

orgeschlagen wird, dass dle einzelnen Mitglieder direkt durch die Gemeinde-
räte abgeordnet und nicht wie heute (auf Vorschlag der Verbandsgemelnderl)
durch die DV gewählt werden. Unterschiedliche Auffassungen bestehen zur
Frage, ob bestimmte verantwortliche Personen (zuständige Mitglieder der
Gemeinderäte, Präsidien gemeindoeigener Schulkommlssionen) von Amtes

der Oberstufenkommission angohöron oder an den Kommissionssit-

,,nur" mit beratender Stimme und Antragsrecht teilnehmen sollen.

6.5 Schulleltung

62 Die Zuständigkeiten der Schulleitung ergeben sich im Wesentlichen aus der kantona-
len Volksschulgesetzgebung. Der Schulleltung obliegt die pädagogische und betriebli-
che F{ihrung der Schulen (Art, 36 VSG}. lhre Aufgabon sind (teilweise) in Art. 17 des
Geselzes vom 20. Januar 1993 über die Anstellung der Lehrkräfte (LAG; BSG
430.250) und ln Art. 89 der Verordnung vom 28, Mäz 2007 über die Anstellung der
Lehrkräfte (LAV; BSG 430,251.0) aufgefiihrt. Die Schulleltung nimmt namentlich dle in
At1. 16, 22-24,27,29,31 und 33 VSG enarähnten Aufgaben wahr; sie trlfft namentlich
neu die Schullaufbahnentscheide und behandelt Dispensationsgesuche. Die Teil-
nahme der Schulleitung an den Sitzungen der Schulkommission ist zumindest nahe-
golegt.

Die Schulleitung nlmmt die ihr durch die Volksschulgeselzgebung zugewiese-
nen Aufgaben wahr und stellt dle Lehrpersonen an. Sie nimmt an den Sitzun-

der Oberstufenkommisslon mit beratender Stimme und Antragsrecht teil.

I
ls
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6.6 Kostenverteilung

ri3 Abgesehen von der Organisation können mögliche Anderungen auch in Bezug auf die

Finanzen diskutiert werden. Heute werden die dem OSV Uettligen verbleibenden Kos-

ten grundsätzlich entsprechend den durehschnittlichen Schülarzahlen während der

letzten drei Jahre belastet (Art. 75 Abs. 1 und 2 OgR), wobei die Einwohnergemeinda

Wohlen mindestens die Kosten für 33 Prozent und die Einwohnergemeinde Kirchlin-

dach mindestens die Kosten für 90 Prozent der im Gemeindegebiet wohnhaften Schü-

lerinnen und Schiller tragen, die eine öffentliche Schule der Sekundarstufe I besuchen.

Die Arbeitsgruppe bofürwortet im Grundsalz eine Neuregelung der Kosten- '

verteilung in folgendem Sinn:

- Die Aufwendungen für die Lehrergehältsr und den Schulbetrieb (inkl, allge-

' moino adminietrative Aufi,vendungen) werden jährlich nach latsächlichen

$chülerzahlen auf die Gemeinden verteilt, Massgebend sind die Angabon

der Erziehungsdirektion vom '15. September des VorJahres,

Die Aufwendungen für die Liegenschaften, werden le zur Hälfte der baiden

Gemeinden belastet,

Dieser Beschluss basiert auf derVoraussetzung, dass auch nach dem Ver-

bandsmodoll die Einzugsgebiete der Oberstufenschule so festgelegt werden,

dies in unter Zi{fer 7 .2tür das Modell ,,Vertrag" vorgeschlagen wird,

54 Die finanziellen Auswirkungen einer Neuregelung in dem durch dle Arbeitsgruppe vor*

geschlagenan Sinn sind, am Beispiel der Jahre 2006 bls 2011, ln der Tabelle lm An-

hang zu diesem Bericht dargestellt.

6.7 Weitere Punkte

5s lm Rahmen der Umsetzung von REVOS 08 werden auoh Regelungen betreffend die

Schulangabote (2.8, Tagesschule, die allerdings von beschränkter Bedeutung sein

dürfte) zu treffen sein, Beslimmle Fragen bedtirfen der Regelung in einem Erlass (Reg-

lement, Verordnung), einzelne davon der Regelung in einem Reglement der Ver-

bandsgemeinden oder der Delegiertenversammlung (vorne Rz. 13), Diese Anderungen

stehen allerdings in keinem direkten Zusammenhang mit der Organisatlon und Rechts-

form der Trägerschaft und sind somil unabhängig vom gewähllen Modellvorzuneh-

men,

6.8 Umsetzung

66 Soweit die Anderungen Punkte betreffen, die im Organisationsreglement des OSV

Uettligen selbst geregelt sind, erfordern sie einen entsprechenden Beschluss der Ver-
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bandsgemeinden, wobeidie Stimmberechtigten beider Gemeinden den Anderungen

zustimmen mtissen (vorne Rz. 16). Dies gilt namentlich für die Organisation, insbeson-

dere die Zusammenselzung und die Zuständigkeiten der einzelnen Schulorgana, sowle

für die Koslenverteilung. ln Bezug auf diese Punkte besteht grundsätzlich ein Rege-

lungsspielraum, womit eine Anderung des OgR durch die Oberstufenkommission aus-

ser Betracht fällt,

57 lm vorliegenden Fall lässt sich nicht sagen, dass dem Oberslufenverband in Bezug auf
Anpassungen des bestshenden Reglements an REVOS 08 kein Regelungsspielraum
offen steht. Diese Anpassungen sind somit durch dio Stimmberechtigten beldor Ge-
moinden zu beschliessen.

T
tl.g
ßi
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7 Übertegungen zur näheren Ausgestaltung des Modells ,,Vertrag"

7.1 Ausgangspunkt: Schulorganisatlon der Elnwohnergemeinde Wohlen

Die Einwohnergemeinde Wohlen hat das Volksschulwesen flir ihr Gemeindegebiet mit
Ausnahme der Oberstufenschule Uettligen und der Primarschule Matzwil mit dem
Schulreglement vom 16. Juni2009 (SR) einheitlich geregelt. Es beslehon sechs Schul-
bezirke, nämlich Wohlen, Murzelen/lnnerberg, Uettligen, Säriswil/Möriswil, Hinterkap-
pelen, Matzwil(Art. 5 SR). Schulorgano sind dor Gemeinderat, das Departement Bil-
dung und Kultur, die Schulkommission Wohlen, die Schulleitungon und die Konferenz
der $chulleitungen (Art. 14 SR),

7.2 Zuständlgkelten der Stlmmberechtlgten und des Gemeinderats Wohlen

5s Die Stimmberechtigen der Einwohnergemeinde Wohlen nehmen generellund damit
insbesondere auch im Bereich der Volksschule die ihnen gemäss Gemeindeverfas-
sung zustehenden Aufgaben wahr. Sie beschllessen nach Art. 17 Abs. 1 GV Wohlen
namonllich Reglemente, den Voranschlag der Laufenden Rechnung, einmalige Ausga-
ben über 200'000 und wiederkehronde Ausgaben tlber 40'000 Franken sowie Rechts-
geschäfte über Eigentum und beschränkte dingliche Rechte an Grundstüoken, sowsit
deren finanziolle Auswirkungen den Betrag von 200'000 Franken iiberschreiten.

60 Der Gemeinderat erlässt AusffJhrungsbestimmungan zu Reglementen (Verordnungen),
wählt die Milglieder der Schulkommission und entscheidet auf Antrag dar Kommission
tiber die Erötfnung und Aufhebung von Schulstandorten und Klassen, die Einführung
und Aufhebung von fakultativem Unterricht und von Bildungsangeboten sowie über die
Schulraumplanung (Art. 15 SR).

61 Vertreterinnen und Vertreter der Einwohnergemeinde Klrchlindach können weder mit
$limmrecht an den Gemeindevorsammlungen von Wohlen teilnehmen (Art. 13 GG)
noch Mitglied des Gemelnderats Wohlen sein (Art. 35 Abs. 1 Bst. a GG) und in dlesem
Sinn nicht direkt mit entscheiden, Denkbar ist demgogenüber, dass der Gemeinde
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Kirchlindach durch Vertrag Mitwirkungsrochte eingeräumt werden, Solche Rechte

könnten, abgestuft nach ihrer lntensilät, soin

- das Recht, über geplante Anderungen Informleft werden,

- ein Recht auf Anhörung und Stellungnahme, vergleichbar mit dem verfahrens-

rechtlichen Anspruch auf rechtliches Gehör,

- ein Recht auf Mitwirkung im Rahmen der Beratung eines Geschäfts,

- ein Vetorecht in dem Sinn, dass bestimmte Entscheide der förmlichen Zustlm-
mung durch die Einwohnergsmeinde Kirchlindach bedürfen.

Was in dieser Hinsicht ,,richtlg" ist, kann niclrt,,wertfrei" entschieden werdsn, sondern

ist letztlich Sache der Politik. Aus rechtlicher Sichl kann sich eine Gemeinde durch

vertragliche Regelungen verhältnismässig wait binden, belsplelsweise auch so, del
Voranschlag ftir den Bereich Bildung in einem bestimmten Verfahren unter den Ge-

meinden abgesprochen wird und anschliessend den Stimmberechtigten als gebunde-

ner Aufwand zur Beschlussfassung unterbreitet wird. Eine gewisse 
'Ungleichheit" 

snt^

spricht anderseits der Grund-ldee des Sitzgemeindernodells, wonach dle Sitzgemeinde

einerseits rnehr direkt zu entscheiden hat als dle angeschlossene(n) Gameinde{n),

aber anderseits auch gewisse Risikan trägt.

Das Bedlirfnis nach Mitwirkung wird sich auch nach der Frage richten, ob davon aus-

gegangen werden kann, dass die Organe der Elnwohnergemeinde Wohlen ln Bezug

auf ein bestimmtes Geschäft grundsätzlich die gleichen lnteressen wle die Ge-

melnde Kirchlindach oder aber dlverglerende lnteressen vertreten. ln Bezug auf
die Finanzen kann z.B. vom GrundsaE ausgegangen werden, dass beide Gemeindon

an einer möglichst gtinstigen, wirtschaftlichen Lösung interessiefl sind, Dieses lnte-

resse kann indes durch konkrete lnteressen der betroffenen Bevölkerung, etwa an der
Aufrechterhaltung eines Schulstandorts oder einer Klasse, kollidieren.

Konkrel stellen sich folgende Fragen:

1. Zu welchen Fragen bzw. Entscheiden der $timmberechtigten oder des Gemein-

derats von Wohlen betreffend die Sekundarstufs I erscheint eine Mtlwirkung der
Einwohnergemelnde Kirchlindach erwünscht oder angezeigt?

2. ln welcher Form solldie Mitwirkung erfolgan (lnformation, Mitsprache, Mitent-

scheidungsrecht)?

OJ

64

?

Der Bestand der Oberstufenschule Uettligen, das Einzugsgebiet gemäss heu-

er Regelung des OSV Uattligon und das Angebot des Mittagstischs sind im
rlrag festzuhalten. Dabei ist vom Grundsatz auszugehen, dass alle im Ein-

wohnhaften Schillerinnen und Schüler tatsächlich auch die Ober-

stufenschule Uettligen besuchen (Ausnahmen sollen in begriindeten Fällen,

aber nur in solchen, möglich bleiben). Dieser Grundsatz soll inskünftig auch

fi.lr das Modell ,,Verband" gelten (vgl. vorne Ziffer 6.6).

I
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Anderungen in diesen Punkten setzon antwedff eine Kündigung durch die ei-

ne oder andere Partei oder eine einvernshmliche Anderung des Vertrags vo-
raus. Dasselbe gilt für den Anschluss einer weiteren Gemeinde, soweil die
Oberstufenschule Uettligen belroffen ist,

Der Gemeinderat Kirchlindach sollzu allen Geschäften im Zuständigkeitsbe-
reich der Stimmberechtigten oder des Gemeinderats von Wohlen Stellung
nehmen können, soweit diese die Oberstufenschulo Uettligen betreffen, Eln
Recht zur Stellungnahrne besteht somit z.B. betreffend den Erlass oder die
Anderung des Schulreglements, den Voranschlag der Laufenden Rechnung,
lnvestitionon in die Schulliegenschaften oder Geschäfte lm Slnn von Art. 15

des Schulreglements Wohlen. Dieses Recht besteht unabhänglg davon, ob
auch die Schulkommission Antrag stellen kann oder nicht. Der Gemeinderal
Kirchlindach soll auch die Möglichkeit haben, von sich aus Beschl{rsse zu sol-
chen Geschäften zu beantragen, Der Entscheld obliegt aber jeweils dem zu-
ständigen Organ der Einwohnergemelnde Wohlen.

7.3 Schulkommission

6s Die Einwohnergemeinde Wohlen verfügt heute rlber eine einzige Schulkommission
(Schulkommission Wohlen), die filr alle durch die Gemeinde selbst geftihrten Schulen
zuständig ist und die in Arl, 27 SR genannten Zuständigkeiten wahrnimmt. Diese Lö-
sung ist mit dem Schulreglement vom 16. Juni 2009 erst vor kurzem per 1 , August
2010 eingeführt worden (Art, 51 ff, SR). Grundlegonde Anderungen, z.B. in dem Sinn,
dass die Schulkommission ersatzlos aufgehoben und die strategische Filhrung der
Schulen einem andern Organ zugewioson würde, fallen nicht in Betrachi,

66 Wird die Oberstufenschule Uettligen neu durch Wohlen, äber (auch) im Auftrag der
Einwohnergemeinde Kirchlindach geführt, stellt sich die Frage, wie die stralegische
Führung für diese Schule organlsiert werden soll, Ausgehend vom Status Quo in Woh-
len bestehen namenllich die folgenden drei Möglichkeiten:

1. Die Schulkommission Wohlen ist, in unveränderler Zusammensetzung gemäss
geltendem Schulroglemant, auch ftlr die Oberstufenschule Uettligen zuständig.

2. Die Schulkommlsslon Wohlen ist auch filr die Oberstufenschule Uettligan zu-
ständig. ln die Kommission nehmen aber auch oine oder mehrere Veftretungen
der Einwohnergemelnde Klrchlindach Einsitz.

3. Für die Oberstufenschule Uettligen besteht eine besondere Schulkommlssion,
deren Mitglieder teilweise durch den Gemeinderat Wohlen und teilweise durch
die Einwohnergemeinde (wohl: den Gemeinderat) Kirchlindach gewählt werden.

6r Die erste Variante entspricht dem Status Quo in Wohlen. Sie ist, formal betrachtet, die
einfachste Lösung, weist aber dan Nachteil auf, dass die Einwohnergemeinde Kirchlin-
dach an der strategischen Führung der Schule nicht mehr direkt beteiligt ist. Denkbar,
aber strukturell und verfahrensmässig ehor aufwändig sind vertragliche Mitwirkungs-
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rechte in dem Slnn, dass die Schulkommission die Einwohnergemeinde Kirchlindach

vor bestimmten Entscheiden anhört oder nicht ohne Zustimmung dieser Gemeinde

entscheiden kann.

Die zweite Varianle ist organisatorisch ebenfalls verhältnismässig einfach und räumt

der Einwohnergemeinde Kirohlindach zudern die Gelegenheit zu dlrekter Mitwirkung

ein. Sowohlaus der Slcht der Einwohnergameinde Wohlen als auch aus der Sicht der

Einwohnergemeindo Kirchlindach nachteilig ist aber, dass sich die Kommlssion übar-

wiegend mit Fragen befassen dürfte, welche die Einwohnergemeinde Kirchlindach

nicht betreffen. Heikel ist auch die Frage der richtigen zahlenmässigen Vertretung. Be-

steht die Kommission zu einem guten Teil aus Personen aus Kirchlindach, dtirfte dies

für die meisten Schulen aus der Sicht der Einwohnergemeinde Wohlen zu einer unor-

wrinschten ,,Fremdbestimmung" führen, Eine geringe Verlretung, z.B. durch eine ein'
zige Person, srscheint in Bezug auf die Oberstufenschule Uettligen für die Elnwohner-

gemeinde Kirehlindach wenig attraktiv.

Dle dritte Variante ist organisatorisch am auniländigsten und slellt gewisserrnassen

eine *SonderlösLrng" für einen Schttlstandorl dar. Sie bietet allerdlngs die Möglichkait

einer,,massgeschneiderten" Zusammensalzung der Kommission z.B. entsprechend

der houtigon Zusammensetzung der Oberstufenkommission Uettligen. Sie ist auch

immer noch einfacher als die heutige Regelung.

ffB
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Hcllutrs-derArhsllcsrupetslrgllrudgl:

Obwohlaus der Sicht dor Einwohnergemeinda Wohlen auch Gründe für eins
gemeinsame Oberstufenkommission für die Standorte Hlnterkappelen und

Ueltligen sprechen, soll neben der bestehenden $chulkommission Wohlen ei:
ne besondere Schulkommlssion filr die Oberstufenschulo Uettligen gemäss

oben erwähnter Variante 3 bestehen. ln Fragen, welchs die Oberslufe im All-
gemeinen betreffen, sollen die beiden Kommissionen zur Zusammenarbeit

verpflichtet werden.

Dle Schulkommission soll aus sioben Mltgliadern bestehen. Bedenken werden
gegen eine Lösung angemeldet, wonach die zuständigen Mitglieder der Ge-

melnderäte der Kommlssion von Amtes wegen angehören. Diese Frage wir:d

noch zu entscheiden sein; grundsätzlich gelten aus der Sicht der Arbeits-
gruppe die gleichen Überlegungen wie zur Oberstufenkommlsslon nach elner

Verbandslösung (vgl. vorneZiffer 6.4). Auch das Präsidlum wird noch zu dis-

kutieren sein; denkbar isl eine Lösung, wonach die beiden Gemeinden alter*

nierend das Fräsidium stellen. : '

7,4 Schulleitung und Konferenz der $chulleitungen

70 ln der Einwohnergemeinde Wohlen besteht heute je eine Schulleitung für dio Primar-

schule Wohlen/Murzelen/lnnerberg, die Primarschule Uettllgen/SäriswlllMöriswil, die
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Prirnarschule Hinterkappolen und die Oberstufenschule Hinterkappelen (Art. 31 SR),

Die Konferenz der Schulleitungen nimmt filr die gesamte Gemeinde die in Art. 39 auf-
gefrihrten Aufgaben wahr: die Schulleitungen des OSV Uettligen und des Schulver-
bandes Matzwil nehmen an den Sitzungen der Konferenz ohne Stimmrecht, aber mit
Antragsrecht, teil (Art. 36 Abs, 2 SR).

Enlsprechend dieser Regelung liegt es nahe, filr die Oberstufenschule Uettligen eben-

falls eine eigene Schulleitung einzusetzen. Damit wären die Schulen in Hinterkappe-

len und in Uettligen in glaichar Weise organisiert. De faclo könnte nach diesar Lösung
die heutige Schulleitung des OSV Uettligen beibehaltan werden, Gewisse Entscheide

wilrden immerhln im Rahmen der Konferenz der Schulleitungen gefällt (vgl. Art. 39

SR), in welcher dio Schulleilung der Oberstufe Uettligen aber mit Stimmrecht vertreten
wäle^

Filr die Oberstufenschule Uetlligen soll eine eigene Schulleitung bestehen, die
dar besonderen Schulkommission für diesen'Standort untersteht und wie die
llbrigen Schulleitungen der Einwohnergemeinde Wohlen in der Konferenz der
Schulleitungen vertreten ist, Diese Lösung schliesst nicht aus, dass eine Per-
on unter Umständon Schullellungsfunktionen ftir mahr als eine Schule (Or-

wahrnimmt,

7.5 lnfrastruktur

Der Grund-ldee des Modells,,Sitzgemeinde" enlspricht es, dass die Sitzgemeinde Ei-
gentümerin der erforderlichan lnfrastruktur, insbesondero der benötigten Schullie-
genschaften, lst. lm vorliegenden Fall liegt diase Lösung auch deshalb nahe, weil sich
die Schulgebäude des OSV auf Grundst[icken der Einwohnergemelnde Wohlen befin-
den.

Haüu*g-d-erIrbe[sgrupBe (el,nqtlmnis] :

Die lnfrastruktur soll im Fall einer Vertragslösung in das Eigentum der Ein-
wohnergemeinde Wohlen übergehen.

7.6 Kostenvertellung

?t Wesentlich ist, dass die Elnwohnergemelnde Wohlen die tatsächllchen Koslen für die
Oberstufenschule Uettligen mit Einschluss interner Verrechnungen erfasst und trans-
parent ausweist. Ftir dle Kostenverteilung kann entweder die heutige Regelung in Art.

tu

f2



Organisalionss truktur der Oöerslufensctr ula lJettligen / EerichI und Antrag dor Arbeilsgruppe Selte 23

71

75 OgR übernommen oder eine andere Lösung getroffen w€rden. Als alternalive Rege-

lungen könnsn beispielsweise folgende Lösungen diskutiert wQrden:

- Die beiden Gemeinden beteiligen sich in einem bestimmten Verhältnis an den

tatsächlichen ausgewiesenen Gesamtkosten für die Oberstufenschule Uettli'

gen, Die Kostenverteilung kann beispielsweise entsprechend dertatsächlichen

Schülerzahl, mit oder ohne die heute festgelegten Minima, oder nach einsm fes-

len, von der Schillerzahl unabhängigen Schlüssel erfolgen. Eine Beteiligung

nach Massgabo der tatsächlichan Koslen schliesst nicht aus, dass diese Kosten,

z.B. botreffend Hauswartung oder Heizung, in einem gewissen Umfang pauscha-

liert werden.

- Die Einwohnergemeinde Kirchlindach beteiligt sich an einem Teil der Aufwendun'

gen (2,8. Kosten für Schulbetrieb und lnfrastruktur) nach Normkosten, beispiels-

weise entsprechenci rlen Empfehlungen der kanlonalen Erziehungsditektion,ll an

einem andern Teil (Anteil Lehrergehaltskosten) nach tatsächlichem Aufwand.

Das System der Normkosten weist den Vorteil der Einfachheit auf, gibt aber die

tatsächliche Situation nicht unbedingt zuverlässig wider.

Hingewiesen sel bei dleser Gelegenheit nochmals darauf, dass sich die Frage der

,,richtigen" Kostenverteilung unabhängig vom gewählten Modetl stellt.

q s d.qj:.Arbeltqgllop-e""lelr-q.tlrur is l :

Grundlage für die Kostenverteilung sollen die tatsächlichen Kosten für die

Oberstufenschule und nicht die Normkosten der ERZ bilden. Zur Vermeidung

unnötigem Venvaltungsaufüand werdan gewisse Aufwendungen, z,B. be'
treffend Heizung oder Hauswartung, gestiltzt auf Erfahrungswerte u.U. pau-

schaliert werden können.

Für die Verteilung dieser Kosten gilt das zuZiffer 6,6 Ausgeführte (Lehrerge-

hälte r und Betriebskosten nach tatsächliche n Sch llle rzahlen, Aufiryend u ngen

die Liegenschaften hälfiig getellt).

7.V Umsetzung des Modells ,,Vertrag"

7.7.1 Schaffung bzw. Anpassung der Recfifsgrundlagen

?5 Das ,,Kernstück'' des Modells ,,Vertrag" ist - wie bereits dessen Bezeichnung sagt - ein

Vertrag {sog. Anschlussvedrag) zwischen den beteiligten Gemeinden, der die Rechte

und Pflichten der Sitzgemeinde und der Anschlussgemeinde regelt. Der Vertrag wird

auf jeden Fall die Übertragung der Aufgabe an dio Einwohnergemeinde Wohlen durch

die Einwohnergemeinde Kirchlindach zu regeln haben, ebenso die Beteiligung der

Gemeinden an den Kosten fllr die Oberstufenschule Uettligen. Darüber hinaus sind

I
a
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Aktuell; Empfehlungen der Eziehungsdirektion für die Berechnung von Schulkostonbeiträgen für den
Kindergarten und die Volksschule im Schuljahr 2A1A|2O11 vom 5. Mal 2010.

l1
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abor ganz allgemein alle Punkte, welche nicht ohne Zustimmung der Einwohnerge-

meinde Kirchlindach geändert werden sollen, im Vertrag festzulegen. Möglich ist bei-

spielsweise auch eine Regelung in dem Sinn, dass die Einwohnergemeinde Wohlen

Anderungen des gemeindeeigenen Rechts (auf Reglements- oder Verordnungsstufe)

nur beschliasst, wenn die Einwohnergemeinde Kirchlindach diesen zustimmt. Denkbar

ist beispiolsweise etwa folgender Vertragsinhalt:

- Übertragung der Aufgabe (Art und Umfang dar Aufgabe)

- EinzugsgebietderOberstufenschuleUettligen,

- Verpfllchtung der Parteien, die erforderlichen Rechtsgrundlagen zu schaffen,

- Mltwirkungsrechto der Einwohnergemeinde Kirchlindach bei Anderung der

Rechtsgrundlagen der Einwohnergemeinde Wohlen,

- Rechte und Pflichten der Einwohnergemeinde Wohlen betreffend Schulliegen-

schaften und Mobilien (2,8. Unterhalt, Verwendung ftlr nicht-schullsche Zwecke),

- evtl. Gewinnbetelligung der Hinwohnergemeinde Kirchlindach im Fall der Ver-
äusserung oder Zweckentfremdung von Liegenschafien,

- organisatorische Vorgaben, welche dle Einwohnergemeinde Wohlen berilcksich-
tigen muss, insbesondere Zusammensetzung und Zuständigkeiten der zuständi-
gen Schulkommission,

- weitere Mitwirkungsrechte der Einwohnergemelnde Kirchlindach, z.B, betreffend

Eröffnung oder Schliessung von Klassen oder des Schulslandorts,

- Finanzen, insbesondere,,Vollkostenrechnung"fürdieOberstufenschule,

- Kostenverteilung,

- RechnungstellungundZahlungsfristen,

- Geltungsdauer des Vertrags und Kündigungsfristen,

- Folgen einer Beendigung des Vertragsverhältnisses z.B. betreffend Vermögens-
werte.

Nach dem Modelt ,,Vertrag" muss die Einwohnargemoinde Wohlen auch dle erforderli-
chan Rechtsgrundlagen für die Oberstufenschule Uettligen auf Reglements- und

Verordnungsstufe schaffen oder anpassen. Mit dem Schulreglement vom 16. Juni 2009
und dem dazu gehörenden Ausfr.lhrungsrecht {Verordnung vom 15, Juni 2010 über die

,,Tagesschule Wohlen" mitsamt Anhang) verfügt die Gemeinde bareits über verhält-
nismässig aktuelle Grundlagen. Je nach gewählter Lösung werden diese Grundlagen

anzupassen sein.

Das Legalitätsprinzip verlangt für die Übertragung wichtiger Aufgaben grundsätzlich el-

ne geselzliche Grundlage.l? Für die Übertragung von Gemeindeaufgaben an Dritte

sieht Art, 68 GG das Folgende vor:

I
olo
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Tontas JAAe, Dezentralisierung und Privatisletung öffenllicher Aufgaben: Formen, Voraussetzungon und
Rahmenbedlngungen, ln: ToBrAs J&qc (Hrsg,), Dozontrallslerung und Privallsierung öffentlicher Aufgaben,

1?
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Art.68 Erftlllung durch Dritte
1 Dle Gemeinden orrlnen die Zuständigkeit zur Übertragung von Aufgaben an Dritte

in einem Reglement.
2 Art und Umfang der Übertragung sind in einem Reglement zu regeln, wenn diese

a zur Einschränkung von Grundrechten führen kann,
b eine bedeutende Leistung betrifft oder
e zur Erhebung von Abgaben ermächtigt.

Die Aufgaben der Gemeinden im Bereich der Volksschule beinhalten unter verschiede-

nen, u.a. finanziellen Gesichtspunkten bedeutende Loistungen. Dazu kommt, dass un-

ter Umständen Verfügungen zu erlassan sind, die in grundrechtlich geschülzte Posi-

tionen eingreifen können. Unter Umständen worden, beispielsweise im Zusammen-

hang mit der Tagesschule, Gebilhren erhoben, Damit erfordert die Übertragung der

Aufgaben im Bereich der Volksschule nach Art. 68 Abs. 2 Bst. a-c GG eine reglemen'

tarlsche Grundlage lm Recht der Einwohnergemelnde Kirchlindach. Wie detailliert

diese Grundlage ausfällt, ist zu einsm guten Teil Sache der Politik. Aus rechtllcher

Sicht ist erforderllch, c{ass zumindest ,,Art rtnd Umfang der {)bertragung", d.h, die we-

sentlichen Eckpunkte, geregelt werden, Je nachdem, ob der Vertrag durch die Stimm'

berechligten selbst oder - gestrltzt auf eine entsprechende reglementarische Regelung

(Art. 65 Abs. 1 GG) - durch den Gemeinderat abgeschlossen wird, durfte sich eine

mehr oder weniger einlässliche Regelung im Reglement selbst aufdrängen.

lm Vertrag sollen im Wessnllichen die oben unter Rz. 75 aufgeftihrten Punkte

geregelt werden, lm Einzelnen werden die erforderlichen Rechtsgrundlagen

aber noch zu dlskutieren sein.

7.7,2 Übergang von Anstellungsve/'hälfaissen

Ts Die Arbeitsverhältnisse der durch den Oberstufenverband angestelllen Personen

(Schulleitung, Lehrpersonen)werden zu überführen sein, lm Bereich des Privalrechts

gelten dafllr die besonderen Bestimmungen in den Art. 333 und 333a OR tlber den

,,[Jbergang des Arboitsverhältnisses": Überträgt ein Arbeitgeber einen Betrieb oder Be-

triebsteil an einen Dritten, gehen die Arbeitsverhältnisse gemäss Ad. 333 Abs. 1 OR

mit allen Rechten und Pflichten mit dem Tag der Betriebsnachfolge auf den Erwerber

über, wenn die Arbeitnehrnerin oder der Arbeitnehmer dan Übergang nicht ablehnt. Frjr

öffentliehrechtllche Anstellungsverhältnisse ist ein derarliger Übergang nicht speziell
geregelt. ln diesan Fällen werden, jedenfalls nach herkömmlicher Auffassung grund-

sätzlieh Anderungskündigungen auszusprechen bzw., je nach Ausgestaltung des An-

Z{lrich 2000, S. 23 {f., 38: ,Oie Ausgliederung von Aufgaben lm Berelch der Eingriffs- und Leistungsver-
waltung bedarf einer formellgeselzlichen Grundlage. So wle fiir die siaatliche Aufgabenerfüllung in diesen
Eereichon das Legalitätsprinzip gilt, muss es auch bei dor Auslagerung solcher Aufgaben zur Anwendung
gelangen'.

t
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stellungsverhältnisses, zu vorfugsn sein:13 lm Rahmen einerAndsrungsktindigung
schlägt die eine Partei der andern einen neuen Vertrag vor und erklärt gteichzei(ig die
Kündigung ftrr den Fall, dass die neuen Bedingungen von der Gegenseite nichl akzep-
liert werden, Wird der neue Vertrag akzeptiert, bedeutet dies rechtlich eine Fortsetzung
des Anstellungsverhältnisses unter den vorgeschlagenen neuen Bedingungen. Wird
der neue Vortrag nicht akzeptiert, wird das Anstellungsverhältnis mit Ablauf der Ktindi-
gungsfrist aufgslöst. Mit einer rechtzeitigen Einigung über die neuen Modallläten kön-
nen damit Unsicherheiten betreffend die künflige Anstellung vermiedsn werden.

Ftir die Beendigung der Anstellungsverhältnisse der Lehrpersonen enthält die Gesetz-
gebung über die Anstellung der Lehrkräfte besondere Bestimmungen. Die Anslellungs-
verhältnisss können in der Regel unter Wahrung einer Frist von drei Monaten auf das
Ende eines Schulsemesters aufgelöst worden (Art. 10 Abs. 1 LAG). Zu beachten sein
werden insbesondere die Bestirnmungen über die Auflösung infolge von Reorganisa-
tion (Arl, 10a ff. LAG, Art. 12 ff. LAV)und in diesem Zusammenhang dio Meldepfllcht
nach Art. 12 LAV.

ln der neueron Lehre wird teilweise die Ansicht veilreten, im Bereich der Wahrnehmung öffentlichor Aufga-
ben sel dle Überfithrung öffentllchrechllicher ln privatrech(liche Arbeitsverhältnisse auch ohne Anderungi-
k0ndlgung gestützt auf Art^ 333 f. OR möglich.

t
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7,7.3 Ühergang weiterer Rec&fsve rhältnisse, Liquldatlon des OSV Llettttgen

sr Ein Wechsol zum Grund-Modell ,,Verlrag" führt zur Auflösung und Liquidation des
Oberstufenverbandes. Die im Eigentum des Verbandes stohenden Vermögenswerte
werden voraussichtlich der Einwohnergemeinde Wohlen zu tibertragen sein.

s2 ln diesem Zusammenhang, insbesondere in Bezug auf dle Llegenschaften des OSV
Uettligen, stellt sich die Frage, zu welchem Wert die einzelnen Vermögenswerte zu
übertragen sein werden. ln der Praxis erfolgt die Übertragung in der Regelzum Buch-
wert. ln diesem Fall erscheint eine Rogelung betreffend Gewinnbeteiligung im Fall
einer künftigen Veräusserung oder Zweckentfremdung diskussionswürdig.

H-altsn gdetArbs Usgr_qpps :

Das gasamle Verbandsvermögen (umfassend alle Aktiven und Passiven) soll
Einwohnergemeinde Wohlen zu Buchwerten ilbertragen werden, Ftir den

Fall, dass dle Einwohnergemeindo Wohlen die Schulliegenschafi lnnert einor
Frist zu andern als schullschen Zwecken verwendot oder veräus-

sert, i$t ein angemessenes Gewinnbeteiligungsrecht der Einwohnergemeinde
Kirchlindach zu,vereinbaren. Für das bewegliche Vermögen erübrigt sich eine
solcho Regelung.

13
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I Beurteilung der Modelle ,,Verband" und ,,Vodrag"

83 Grundsätzlich lässt sich die Oberstufenschule Uettligen sowohl nach dem Modell ,,Ver-

band" als auch nach dem Modell ,,Vsrtrag" weiter ftihren. Über dio Vor- und Nachteile

der Lösungsvarianten lässt sich nicht abstrekl, sondern nur im Licht bestimmter Beur-

teilungskriterien urteilen. Was die ,,richtigen" Kriterien slnd, ist wiederum nicht die An-
gelegenheit einer exakten Wissenschaft, sondern vor allem (auch) eine Frage der Poli-

tik. lm lnteresse einer gewissen ,,Versachlichung" der Diskussion machl es darum Sinn,

zunächst Kritarien festzulegen, anhand welcher die beiden Grund-Modelle beurteilt
werden sollen.

84 Berticksichtigt werden könnten beispielsweise die folgenden Gesichtspunkte:

- Einfluss der beteiligten Gemeinden: Können die beiden betelligten Gemelnden

optimal Einfluss nehmen?

- Gleichberechtigung der GemeindeniMinderheitenschutz: Sind die Gleichberechti-
gung der beiden Gemeinden bzw. ein ,,Minderheitenschutz" gewährleistet?

- Eigendynamik: Fördert oder verhindert das Modell eine unerwünschte Eigendy-
namik?

Qualität des Schulangebotsr Gewährleistet das Modellein qualitativ hochstehen-
des Schulangebot?

Zusammenarbeit mit andern Schulen: Erteichtert oder erschwgrt das Modelleher
die Zusammenarbeit mit andern Schulen?

Vernetzung mit andern Aufgabonr Erlaubt das Modell eine sinnvolle Vernetzung
mit weiteren Aufgaben der beteiligten Gemeinden?

Accountability: Kann die politische Verantwortlichkeit fiir die Schule eindeutig ein-
zelnen Entscheidungsträgern zugeordnet werden?

Organlsationsaufwand: Wie aufwändig ist das Modell in organisatorischer lstruk-
tureller Hinsichl?

Kosten: Wie wirtschaftlich ist das Modell?

Einmaliger Umsetzungsaufwand: Wie gross lst der Aufwand filr die Umsetzung
des Modells?

8S

- Anpassungsfähigkeit: Kann das Modell an veränderte Rahmenbedingungen an-
gepasst werden?

- PolltildEmotlonen:Wie sind die einzelnen Modelle aus polilischer/emotionaler
Perspeklive zu beurteilen?

Für eine vergleichende Bewertung dor beiden Grund-Modelle könnten somit an sich
zahlreiche Kriterien formuliert werden. Eine grosse Anzahl von Kriterien führt allerdings
unter Umständen zu nicht mehr ganz nachvollziehbaren Schlüssen und zu einer ge-
wissen ,Verzettelung" der Diskussion, Zudem kann dle Bewertung der Modelle ver-
fälscht werden, wenn bestimmte Aspekte unter verschiedenen Geslchtspunkten mehr-
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fach beurteilt werden (boispiolsweise stellt das Kriterium ,,Elgendynamik" das Gegen"
stück zurn Kriterium ,,Einfluss der Gemeinden" dar). Es erscheint deshalb angezeigt, für
eine Bewertung nur wenlge, dafür aber mögllchst aussagekräftige Beurteilungskri.
terien anzuwenden, die aber Jeweils voneinander unabhänglg sind.

Der nachstehenden Bewertung werden die folgenden Kriterien zugrunde gelegt:

1. Adäquate Slellung der betailiglen Gemeinden: Können die beteiligten Gemein-
den adäquat Einfluss nehmen?

2. Risiken dor Gomeinden: Birgt das Modell finanzielle oder andere Risiken?

3. Qualität der Aufgabenerfüllung: Gewährleistet das Modelt eln qualitativ hochste-
hendee Schulangebot?

4. Struktureller und flnanzieller Aufwand des Modells: Wie aufwändig ist das Modell
in struktureller, personeller und finanzieller Hinsicht?

5. Einmaliger Umsetzungsaufwand: Welchen Aufisand verursacht die Umsetzung?

6, Anpassungsfähigkeil: Kann das Modell im Bedarfsfallan veränderte Rahmenbe-
dingungen angepasst werden?

7. Politische Beurteilung: Wie ist das Modell politisch zu beurteilen? Entspricht es
der,,politischen Kultur" der Gemeinden? Bastehen, abgesehen von den bisher
aufgef tthrten Kriterien, allenfalls politisch e E i nwände?

Die meisten dieser Kriterien sind nicht einfach gegeben oder nicht gegeben. Die beiden
LÖsungsvarlanten werden deshalb unter dsm Geslchtswinkel der aufgeführten Kriterien
mit den Noten 1 bis 4 beurteilt, wobeidie Noten folgende Bedeutung haben:

- Notef: ungenLigend

- Note 2: genügend

- Nots 3: gut

- Note 4: sehr gut

Nicht allen Kriterien kommt die gleiche Bedeutung zu. Die Kriterien werden deshalb wle
folgt gewichtet:

- Gewichtung 10: sehrwichtig

- Gewichtung 5: wichtig

- Gewichtung 2: unwichtig

Die Arbeitsgruppe,,OS Uettllgon" beurteilt die belden Modella ,,Verband" und ,,Vertrag"
nach diesen Kriterien und Gewichtungen wle folgt:

87
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Beufteilungskriterien

Modell
"Verband"

Modell
"Vertrag"

Nots Pkr Note Pkt

1. Adäquale Stollung der betelllgten Gemeinden ffi 4 40 2.5 25

2. Rlsiken der Gemeinden 4 20 3 15

3. Qualltät der Aufgabenerf{lllung lffi 3 30 3 30

4. Struktureller und finanzieller Aufwand des Modells tffi 2 10 3 15

5. Einmaliger Umselzungsaufwand 3 15 1.5 7.5

6. Anpassungsfähigkeit Iffi 2 10 2.5 12,5

7. Politische Beurteilung Itffi
Irf.-lfti!

a 15 2 10

Total 140 115

Rang 1 2

I

s0

Überlegungen zum weiteren Vorgehen

Die bestehenden Rechtsgrundlagen des Oberstufenverbandes Uettligen sind in einzel-
nen Punkten überholt und werden so oder so den neuen Gegebenheiten angepasst
werden müssen, Es erscheint deshalb angezeigt, das gewählte Modell baldmöglichst
umzusetzen, Die Arbeitsgruppe ,,OS Uettligen" empfiehlt den Gemeinderäten Kirchlin-
dach und Wohlen, so bald als möglich einen Grundsatzentscheid iiber das weiter zu
verfolgende Grund-Modell zu fassen und darrJber zu enlscheiden, ob sie sich der Hal-
tung der Arbeitsgrupps anschliessen können (vgl. nachfolgende Zitfer 10). Sie erklärt
sich gerne bereit, eine konkrete Vorlage für die Umsetzung des ausgewählten Modells
auszuarbeiten, wenn die Gemeinderäte ihr diesen Auftrag efieilen.

Folgen die Gemeinderäte den nachstehenden Anträgen der Arbeitsgruppe, könnle das
weitere Vorgehen nach einem eher ehrgeizigen Zeitplan in groben Zügen wie folgt
aussehen:

- Augusl2011: lnformationsveranstaltung. Die Gemeinderäte Kirchlindach und

Wohlen stellen das gewählte Grund-Modell in den Grundzügen an einer Informa-
llonsveranstallung vor.

- Bis Ende September 2011: Vernehmlassung. Politische Parteien und andere ln-
teressierte haben die Gelegenheit, sich zum Grund-Modellzu äussern.

- Oktober 2A11: Die Gemeinderäte nehmen Kenntnis vom Ergebnis der Vernehm-
lassung.

g1
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- Oktober bis Dezember 201 1: Sofern die Vernehmlassung positiv ausgeht, erar-
beitet die Arbeitsgruppe konkrete Rechtsgrundlagen.

- Januar/Februar 2012: Zwelle Vernehmlassung, Die Gemeinderäte nehmen zur
konkreten Vorlage Stellung. Denkbar ist eine weitere öffentliche Vernehmlassung
mit einer nicht allzu langen Vernehmlassungsfrist, evtl. verbunden mit einer ln-
formationsveransta ltung.

- MärzlApril 2A12: Die Arbeitsgruppe passt die Vorlage soweit er{orderlich den
Vernehmlassungsergebnissen an.

- Ende April 2012: Die Gemeinderäte verabschieden die Vorlage zuhanden der
Stimmberechtigten.

- Mai/Juni 2012: Die Stimmberechtigen beschliessen, soweit sie dafür zuständig
sind, die erforderlichen Rechtsgrundlagen.

- Augusl2012: Dia Neuregelung tritt in Kraft.

Ein detailliarter Vorgehensvorschlag wird sinnvollerweise unterbreitet, wenn die Ge-
meinderäte iiber die Anträge der Arbeitsgruppe entschieden haben,

I
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f 0 Anträge der Arbeitsgruppe

Die Arbeitsgruppe ,,OS Uettligen" beantragt den Gemeinderäten der Einwohnergemein-
den Kirchlindach und Wohlen, folgende Beschlüsse zu fassen:

1, Die Gemeinderäte Kirchlindach und Wohlen nehmen vom Bericht der Arbaits-
gruppe ,,OS Uettligen" vom 16. Juni 2011 Kenntnis.

2. Sie baschliessen, dle Oberstufenschule Uettligen nach dem Grund-Modell ,,Ver-
band" weiterzuführen und zu reorganisieren.

3. Sie beauftragen die Arbeitsgruppe, einen konkreten Regelungsvorschlag irn Sinn
des Grund-Modells ,,Verband" zu erarbeiten.

4. Sia beauftragen die Arbeitsgruppe, ihnen baldmöglichst einen konkreten Vor-
schlag zum weiteren Vorgehen zu unterbreiten.

Kirchlindach / Wohlen, 16. Juni 201 1

Für die Arbeitsgruppe ,,OS Uettligen";l/
ft ,4.,. r,.7,i .

Magdalena M6yer E

Gemeindepräsidentin Kirchlindach G

/\t Y lr''4"
Thomas Liechti

Projektleiter

duard Knecht
emeindepräsidsnt Wohlen

Anhang:
Zusammenstellung Daten Rechnungen I Voranschlag Oberstufenschule Uettligen


